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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Diekmann, Sänger, Frau Renger, 
Dr. Dr. h. c. Baade, Regling, Haase (Kellinghusen), 
Rehs, Dr. Tamble und Fraktion der SPD 


betr. Förderung der Wirtschaft Schleswig-Holsteins 
im Rahmen der EWG 


In der Präambel des Vertrages der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft bekennen sich die sechs Mitgliedstaaten dazu, 
ihre Volkswirtschaften zu vereinigen und deren harmonische 
Entwicklung zu fördern, indem sie den Abstand zwischen ein- 
zelnen Wirtschaftsgebieten und den Rückstand weniger be- 
günstigter Gebiete verringern. 

Schleswig-Holstein gehört zu den wirtschaftlich weniger be- 
günstigten Gebieten der Bundesrepublik Deutschland. Wegen 
seiner geographischen Lage ist es Randgebiet und Zonenrand- 
gebiet zugleich. Die soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
dieses Landes hat der Entwicklung anderer Bundesländer nicht 
folgen können. Die Verkehrsferne zu den großen Märkten, 
die Zonenrandlage und die betonte Agrarstruktur haben sich 
als nachteilig für das Land erwiesen. 

Unbeschadet der Integration der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaftbleiben die Randlage und die Verkehrsferne Schleswig- 
Holsteins von den Konsumentenzentren Europas bestehen. 
Dennoch müssen dieses Land und seine Wirtschaft in allen 
ihren Zweigen wettbewerbsfähig sein und bleiben. 

Eine fortwirkende Folge der Verhältnisse im Lande Schleswig- 
Holstein ist seit langem eine stete Abwanderung junger, akti- 
ver Arbeitskräfte in die industriellen Ballungsräume. 

Das Land Schleswig-Holstein kann aus eigenen Mitteln nicht 
die Angleichung an den allgemeinen Status der Wirtschaft in 
der Bundesrepublik, geschweige denn in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erreichen. Es bedarf der Hilfe des 
Bundes und der EWG. 
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Wir fragen die Bundesregierung : 

1. Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die Wirt- 
schaftskraft des Landes Schleswig-Holstein zu fördern? 

2. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung im Zusam- 
menwirken mit der Landesregierung treffen, damit dem an- 
haltenden Rückgang kleinerer und mittlerer selbständiger 
Gewerbebetriebe, besonders im Zonenrandgebiet, Einhalt ge- 
boten und die Ansiedlung weiterer Betriebe gefördert wird? 

3. Welche Hilfe wird die Bundesregierung zur Ansiedlung 
neuer Industriebetriebe leisten ? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, verstärkt Mittel für den 
Wohnungsbau für Facharbeiter zur Verfügung zu stellen, 
um auch auf diese Weise der Abwanderung von Arbeits- 
kräften entgegenzuwirken ? 

5. Mit welchen weiteren Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung die Benachteiligung hinsichtlich der Frachtkosten 
für die Wirtschaft in Schleswig-Holstein auszugleichen? 

6. In welchem finanziellen Umfang und mit welcher Zeitpla- 
nung beabsichtigt die Bundesregierung, die im Interesse der 
Wirtschaft notwendige Verbesserung der Verkehrsstruktur 
zu fördern, insbesondere 

a) im Rahmen der Vierjahresplanung; 

b) durch Aufstufung der im Bau befindlichen Landesstraßen 
und bestehender, dem überörtlichen Verkehr dienender 
Straßen zu Bundesstraßen in dem Maße der Aufstufung 
anderer Straßen zu Landesstraßen; 

c) durch den bereits als dringlich anerkannten Bau der Auto- 
bahn Hamburg — Flensburg einschließlich Zubringer? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, die für die Rand- und Zo- 
nenrandgebiete besonders harten Dotationsauflagen in Ver- 
bindung mit Förderungsmaßnahmen in Zukunft auf die 
Leistungsfähigkeit des Landes und nicht wie bisher auf den 
jeweiligen Charakter der Maßnahmen abzustellen? 

8. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, den schon zum 
Nachteil Schleswig-Holsteins erkennbar werdenden Einfluß 
der EWG auf die traditionellen Handelsströme und Handels- 
beziehungen mit Drittländern, insbesondere mit Skandina- 
vien, zu mildern? 
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9. Welchen finanziellen und sachlichen Beitrag zur Förderung 
des EWG-Anpassungsprogramms kann das nördlichste Land 
der Bundesrepublik über die vorstehend bezeichneten Maß- 
nahmen hinaus von der Bundesrepublik jährlicherwarten? 

10. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die EWG- 
Kommission nach der Präambel des Vertrages zu veran- 
lassen, Schleswig-Holstein als weniger begünstigtes Gebiet 
bei der Anpassung an die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft mit ausreichenden finanziellen Mitteln zu unter- 
stützen ? 


Bonn, den 11. Januar 1965 


Diekmann 
Sänger 
Frau Renger 
Dr. Dr. h. c. Baade 
Regling 

Haase (Kellinghusen) 
Rehs 

Dr. Tambl6 
Erler und Fraktion 
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